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Geſetz-Sammlung 


für die | 


j 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 31.— 


Gr. 7076.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. März 1868., betreffend die Verleihung der fiska— 
1 liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Kreis⸗Chauſſeen 
Ei 1) von Frauenburg über die Halteftelle der Oſtbahn Thiedmannsdorf nach 
Plaßwich an der Braunsberg⸗Wormditter Chauſſee, 2) von Wormditt 
über Alken nach Göttchendorf im Kreiſe Pr. Holland zum Anſchluß an 
die nach Pr. Holland führende Chauſſee, 3) von Mehlſack bis zur Heils⸗ 
berger Kreisgrenze in der Richtung auf Heilsberg, J) von Braunsberg 
bis zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in der Richtung auf Lindenau, 5) von 
Wormditt bis zur Heilsberger Kreisgrenze in der Richtung auf Frauen⸗ 
dorf, im Regierungsbezirk Königsberg. 


N... Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Braunsberg, im Regierungsbezirk Königsberg, beabſichtigten Bau der Chauſſeen: 
1) von Frauenburg über die Halteſtelle der Oſtbahn Thiedmannsdorf nach Plaß⸗ 
wich an der Braunsberg⸗Wormditter Chauſſee, 2) von Wormditt über Alken 
hach Göttchendorf im Kreiſe Pr. Holland zum Anſchluß an die nach Pr. Holland 
ührende Chauſſee, 3) von Mehlſack bis zur Heilsberger Kreisgrenze in der Rich⸗ 
tung auf Heilsberg, 4) von Braunsberg bis zur Heiligenbeiler Kreisgrenze in der 
Richtung auf Lindenau, 5) von Wormditt bis zur Heilsberger Kreisgrenze in 
der Richtung auf Frauendorf genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Braunsberg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen 
Grundſtücke, imgleichen dem 1 Kreiſe und dem Kreiſe Pr. Holland, 
gen der in dieſen Kreis fallenden Strecke der Chauſſee von Wormditt über 
en nach Göttchendorf, das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und reſp. 
* Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehen⸗ 
Dam Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich den Kreiſen 
Braunsberg und Pr. Holland gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemäßigen 
Unterhaltung der Straßen, reſp. der gedachten Strecke der Wormditt⸗Alken⸗ 
Göttchendorfer Chauſſee, das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den 
Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗ 
Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Be⸗ 
fteiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſätzlichen Vorſchriften, 
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Ausgegeben zu Berlin den 12. Mai 1868. 


ET ET ET EEE FEN EN ERSTE I DR un 
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wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauffeegeld- Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 3 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 4 
Kenntniß zu bringen. i 
A: Berlin, den 30. März 1868. 
5 Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr. 7077.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis-Obligationen 1 
des Braunsberger Kreiſes im Betrage von 150,000 Thalern. Vom 
30. März 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen NM. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Braunsberger Kreiſes auf den Kreis- 
tagen vom 9. und 29. Januar 1868. beſchloſſen worden, die Koſten für die vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten zum Betrage von 150,000 Thalern im 
Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten 
Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Gläubiger unkündbare Obligationen bis zu dem angenommenen 
Betrage von 150,000 Thalern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in 
Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Allsſtellung von 
5 g Obligationen zum Betrage von 150,000 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert 
. und funfzig Tauſend Thalern, welche in folgenden Apoints: 

8 25,000 Thaler à 1000 Thaler, 
770% = 0 3500°° 
700 09 1000 
1½0%00 50 
150,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Bei © 

. EN es 55 


| ee | | 

Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchreibungen, 

tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmi⸗ 
gung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen / daß ein jeder Inhaber dieſer Obli⸗ 

gationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigen⸗ 

bhums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

. Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 

ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 

Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, it durch die 

Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. f 

i Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. N | 

Gegeben Berlin, den 30. März 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


VNV 
des 


Braunsberger Kreiſes 


über 


8 Auf Grund der untermmm genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
9. und 29. Januar 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 150,000 Thalern 
bekennt ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Braunsberger 
Kreiſes Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des 
Gläubigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von .... 
Thalern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 
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ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück 


hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemel⸗ 


Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 150,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den ge- 
tilgten Schuldverſchreibungen. 1 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmt⸗ 
liche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, 
ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer 
Buchſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt 15 Dieſe Bekanntmachung erfolgt 
ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte 
der Königlichen Regierung zu Königsberg, dem Kreisblatte des Braunsberger 
Kreiſes, ſowie in einer zu Königsberg erſcheinenden Zeitung und in dem Preu- 
ßiſchen Staatsanzeiger. Be 

Bis zu dem Tage, wo folchergeftalt das Kapital zu entrichten ift, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2 Jenni und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenen 
verzinſet. 2 
Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rüd 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Braunsberg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 


zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 
Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 7 
Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld- 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. J. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Braunsberg. 
Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Belt 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 


eil und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. ; 
Mit dieſer Schuldverfchreibung find .... halbjährige Zinskupons bis zm 
Schluſſe des 1 55 . ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 1 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der ES Er. 

nal» 


affe zu Braunsberg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons Serie bei⸗ 
ruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 5 a 
Zaaur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der reis 
mit ſeinem Vermögen. 
6 len zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſt vift 
theilt. 

Braunsberg, den en. 182 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für den Chauffeebau im Braundbe er 
Kreiſe. 


N 


provinz preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


Zinskupon 


zu der 


Kreis-Obligation des Braunsberger Kreiſes 


über Thaler zu fünf Prozent Zin ſen 
über 


. Thaler ..... Silbergrofchen. 


Der Inhaber diefes Zinskupons empfängt gegen deffen Ra in der Zeit 
De la. 20... Da reſp. vom une. 5 
d ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr 
. BBB mit (in Buchſtaben . .. . Thalern 


1 


Braunsberg, den ben 18. 


Kreiſe. en 


Diefer Zinskupon ift ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach der i RER: 
Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden Kalen⸗ 5 . 
erjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Nr. 70777078) Pro⸗ 


2 ; Frage‘ 430 — u 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Königsberg. 


ae en 


; zur 
Kreis-Obligation des Braunsberger Kreiſes. 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obliga⸗ 
tion des Braunsberger Kreiſes 
Err Mau üben Thaler à .. Prozent Zinſen 


die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Braunsberg, ſofern nicht rechtzeitig von dem als ſolchen legiti⸗ 
mirten Inhaber der Obligation dagegen Widerſpruch erhoben iſt. 


Braunsberg, den ten 18. 


Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für den Chauſſeebau im Braunsberger 
5 Kreiſe. 


(Nr. 7078.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Grabow a. d. O., Regierungsbezirks Stettin, zum Betrage von 
25,000 Thalern. Vom 4. April 1868. ! 


A 2 e „ 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Grabow a. d. O. im Einverſtändniſſe 
mit der Stadtverordneten⸗Verſammlung darauf angetragen hat, zum Zwecke der 
Regulirung der ſtädtiſchen Schuldverhältniſſe, namentlich der Umwandelung der 
bereits vorhandenen kündbaren Stadtſchulden in unkündbare, und der Tilgung 
eines verbliebenen Kriegskoſten⸗Rückſtandes, ferner zur Beſtreitung der Koften 
für mehrere gemeinnützige Einrichtungen, eine Anleihe von 25,000 Thalern auf 
nehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene Stadt Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des 
$. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche 
eine Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwärtiges Pr 
vilegium zur Ausſtellung von fünfundzwanzigtauſend Thalern Obligationen der 
Stadt Grabow a. d. O., welche in folgenden Apoints: 5 

140 Obligationen a 100 Thaler = 14,000 Thaler, 
150 7 a 0 2 — = 


140 i BE: 4 3,500 - 
in Summa 25,000 Thaler, 


nach 


ach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich zu 
erzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, vom Jahre 1869. ab nach 
n feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung von mindeſtens zwei Prozent 
es Kapitalbetrages der ausgegebenen Obligationen, unter Hinzurechnung der 
durch die Tilgung erſparten Zinſen, alljährlich zu amortiſiren ſind, mit Vorbehalt 
er Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch 
en Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewähr⸗ 
leistung Seitens des Staats zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 4. April 1868. 


5 (L. S.) Wilhelm. 
. . Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Schema für die Obligationen. 
Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


(Grabower Stadtwappen.) 


Obligation der Stadt Grabow a. d. Oder 
über 


ee Thaler Preußiſch Kurant 
Lite A. (B.) (C % W 


Ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom .nennerreen 
i (Geſetz-Samml. für 18. S. .. ...). 


Wir Magiſtrat der Stadt Grabow a. d. O. urkunden und bekennen hierdurch, 
daß der Inhaber dieſer Obligation 8 

Einhundert (funfzig) (fünfundzwanzig) Thaler Preußiſch Kurant, 
deren Empfang wir beſcheinigen, von der hieſigen Stadtgemeinde als ein Dar⸗ 
lehn zu fordern hat. 5 

Dieſe Schuldſumme bildet einen Theil der zu Kommunalzwecken auf Grund 
des Allerhöchſten Privilegiums vom aufgenommenen Darlehns 
von 25,000 Thalern. ö a 85 

Fr. 7078) 1 Die 


nu 


Die Rückzahlung dieſes Geſammtdarlehns von 25,000 Thalern geſchieh 
nach Emiſſion der Obligationen, vom Jahre 1869. ab binnen ſpäteſtens 31 Jah⸗ 
ren nach Maaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungsplanes dergeſtalt, daß die darin 
jährlich ausgeworfene Amortiſationsrate in den Haushaltsetat aufgenommen und 
9 Tilgungsfonds die Stadt⸗Obligationen mittelft Auslooſung eingelöſt 
werden. 9 
Die Stadtgemeinde Grabow a. d. D. behält ſich das Recht vor, den Til⸗ 
gungsfonds zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen 
auf einmal zu kündigen. Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kündigungs⸗ 
recht zu. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummern, ſowie des Termins, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 


Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſpäteſtens drei Monate vor dem Zahlungs⸗ 
termine in dem Preußiſchen Staatsanzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen 
Regierung zu Stettin und in einer in Stettin erſcheinenden, mit Zuſtimmung 
der daſigen Königlichen Regierung auszuwählenden Zeitung. — Jedesmal, ſo⸗ 
bald eines dieſer Blätter eingehen ſollte, wird an Stelle deſſelben ein anderes 
mit Genehmigung der Königlichen Regierung zu Stettin beſtimmt werden. 

Die jährliche Auslooſung erfolgt im Monat September durch den Ma 
giſtrat und die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen vom 1. April des auf 
die Auslooſung folgenden Jahres ab. 

Bis zu dem Tage, an welchem ſolchergeſtalt das Kapital zurückzuzahlen 
iſt, wird daſſelbe in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, mit 
fünf Prozent jährlich verzinſt. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals geſchieht gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kämmereikaſſe zu Grabow a. d. O. in der nach dem Eintritte des Fäl⸗ 
ligkeitstermins folgenden Zeit. Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen 
Zahlungen an die hieſige ſtädtiſche Kaſſe in Zahlung angenommen. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
find auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück! 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. d 

Die ausgelooſten, beziehungsweiſe gekündigten Kapitalbeträge, welche inner⸗ 
halb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie 
die innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie fällig 
geworden, nicht erhobenen Zinſen, verjähren zu Gunſten der Stadtgemeinde 
Grabow a. d. O. In Anſehung der verlorenen und vernichteten Obligationen 
oder Zinskupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Aufgebots 
und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere, $$. 1. bis 13., 
mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma 
giſtrate zu Grabow a. d. O. gemacht werden, welchem alle ee, 
N ‘ ba 


Geſchäfte und Befugniſſe zuſtehen, die nach der angeführten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen, 1 die Verfügungen des Magiſtrats 
findet Rekurs an die Königliche Regierung zu Stettin ſtatt / 


b) das im F. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem König⸗ 
lichen Kreisgerichte zu Stettin; 


e) die in den SS. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blätter geſchehen, durch welche 
die edle Obligationen veröffentlicht werden; 


c) an die Stelle der im F. 7, jener Verordnung erwähnten ſechs Zahlungs⸗ 
termine ſollen vier, an die Stelle des in den $$. 8. und 9. erwähnten 
achten Zahlungstermins ſoll der fünfte treten. 


i Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind zehn halbjährige Zinskupons aus⸗ 
0 Raden ; die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 
werden. 
Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kämmerei⸗ 
kaſſe zu Grabow a. d. O. gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchieht, und es wird, daß dies geſchehen, auf der Obli⸗ 
gation vermerkt. a 5 N 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Grabow a. d. O. mit ihrem nn und ihren geſammten 
Einkünften. g 
a0 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 
Grabow a d. O. den n 7 


Der Magiſtrat. 


(Unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


Jahrgang 1868. (Nr. 7078.) 60 Schema 


Schema für die Zinskupons. 
Probinz eme Regisrungebet Stettin. 
Serie I. 


(Laufende M des Kupons.) 8 (Laufende e des Kupons.) 


Zinskupon 


zur 


Obligation der Stadt Grabow a. d. Oder 


Jirbaben digte Kupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
an fälligen l Sr aus der Kämmen 


zu Gy a. d. O. 


5 Zwei Thaler funf zehn Silbergroſ chen. 
Einen Thaler ſieben Silbergroſchen ſechs Pfennige. 
Achtzehn Silbergroſchen neun Pfennige. ü 


Grabow a. d. O., Den 


Der Magiſrat. 


a dne des Dirigenten und eines Ma ſſtratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstiel) 


7 


Ei 1 0 Fe ie ungültig, wenn 
0 Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, 
vom Ablaufe des Kalenderjahres der Fällig⸗ 
Au ab gerechnet, erhoben wird. 


Do 


Schema für die Talons. 
Provinz Pommern, Regierungsbezirk Stettin. 


Soon 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe bei der Kämmerei⸗ 

kaſſe zu Grabow a. d. O. zu der Grabower Stadt⸗Obligation Littr. 
. ber Thaler Kurant die ate Serie Zinskupons für die 
fünf Jahre 18. bis 18. ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen 
dieſe Ausreichung bei dem unterzeichneten Magiſtrat rechtzeitig proteſtirt worden iſt. 


5 Grabow a. d. O., den . ten 18. 


Der Magiſtrat. 


(Unterſchrift des Dirigenten und eines Magiſtratsmitgliedes 
unter Beifügung der Amtstitel.) 


Gr. 7079.) Statut für den Verband zur Melioration der Grundſtücke am friſchen Haffe 
bei Balga, im Kreiſe Heiligenbeil. Bom 11. April 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
verordnen, auf Grund des Geſetzes über das Deichweſen vom 28. Januar 1848. 
F. 11. und 15. (GeſetzSamml. vom Jahre 1848. S. 54.) und des Geſetzes 
pom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz-Samml. vom Jahre 1853. S. 182.), 
nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: 


9. a 
Die Beliber der zwiſchen den Ortſchaften Balga, Wolittnick und Hoppen⸗ 
bruch im Kreiſe Heiligenbeil gelegenen Grundſtücke, wie ſolche als Inundations⸗ 
gebiet auf der Karte des Feldmeſſers Stiemer vom Auguſt 1865. verzeichnet ſind, 
werden, um den Ertrag dieſer Grundſtücke durch Entwäſſerung zu verbeſſern und 
bdieſelben vor Ueberſchwemmungen durch das Haff zu ſchützen, zu einer Genoſſen⸗ 
ſchaft unter dem Namen: 
N „Verband zur Melioration der Grundſtücke am friſchen Haffe 
Be: bei Balga“ 
vereinigt. 
Der Verband hat Korporationsrechte und feinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Heiligenbeil. 5 BR 
$. 2. a 
Diem Verbande liegt zu dem gedachten Zwecke ob, nach dem Meliorations⸗ 
plane und zugehörigem Koſtenanſchlag des Waſſerbau⸗Inſpektors Kuckuck vom 
(Nr. 70787079 a 60 5. De⸗ 


= 


5. Dezember 1867., wie derſelbe bei der höheren Reviſion feftgeftellt ift, die darin 
bezeichneten Anlagen herzuſtellen. Aufgabe des Verbandes iſt es auch, auf dm 
zu den gemeinſamen Verbandsanlagen gehörigen Haffſtaudamm Behufs Ber 
nutzung deſſelben li einer Fahrſtraße in angemeſſener Entfernung von einander 
vier Ausweicheſtellen von achtzehn Fuß Breite, desgleichen auf dieſem Damme 
eine Brücke über den denſelben durchſchneidenden Waſſerzug, die ſogenannte 
Rinne, anzulegen. N 1 

Abänderungen des Meliorationsplans, welche etwa im Laufe der Aus⸗ 
führung zweckmäßig erſcheinen, bedürfen der Genehmigung des Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 


§. 3. 4 

Die Unterhaltung aller gemeinſchaftlichen Verbandsanlagen ($. 2.), ſowie 

die Sorge für den in dem Intereſſe des Verbandes nothwendigen Betrieb der⸗ 
jelben und die Beſoldung der hierzu erforderlichen Beamten und Arbeiter, fo- 


weit jene nicht ein Ehrenamt bekleiden, liegt ebenfalls dem Verbande ob. Die 
durch das Befahren des Haffſtaudammes entſtehenden, im Falle des Streits nach 

H., 11. ſchiedsrichterlich feſtzuſtellenden Mehrkoſten der Unterhaltung deſſelben, ſo⸗ 
wie die Koſten der Unterhaltung der über die Rinne anzulegenden Brücke, wer⸗ 
den allein von denjenigen Beſitzern, die bei der Benutzung des qu. Dammes 
als Fahrſtraße ein Intereſſe haben, nach Verhältniß ihrer Beitragspflicht u 
den gemeinſamen Verbandsanlagen getragen. 2 

Im Uebrigen verbleibt die Unterhaltung der im Meliorationsbezirke belegenen 
Gräben, Dämme, Wege und Brücken denjenigen, welchen dieſelbe bisher oblag. 
Die ordentliche Unterhaltung derjenigen dieſer Anlagen, bei welchen meh 
rere Genoſſen ein Intereſſe haben, wird unter die Kontrole und Schau des 
Verbandsvorſtandes geſtellt. Dieſer ift, falls mehrere hierbei intereſſirt find, auch 
befugt, die Anlage neuer, ſowie die Erweiterung der beſtehenden Gräben anzuordnen. 
Die hieraus entſtehenden Mehrkoſten der erſten Ausführung werden vom Ver⸗ 
bande, die der Unterhaltung von den dabei ſpeziell Betheiligten getragen. 

Das Waſſer in den Gräben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Vorſtehers von n e nicht aufgeſtaut werden, und jeder Grundbefiher 
in dem Verbande hat das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen er ſich ent 
ledigen will, in die von dem Verbande zu unterhaltenden gemeinſamen Graben⸗ 
anlagen zu verlangen. ö = 


. 4. 


Die Beiträge zur Erfüllung der dem Verbande obliegenden Verpflichtungen 
werden von ſämmtlichen Genoſſen nach Maaßgabe der aus den gemeinschaft 
Anlagen ihnen erwachſenden Vortheile aufgebracht. 15 
Zu dieſem uk wird von dem Vorftande unter Leitung eines Negie 
rungskommiſſars ein Kataſter der zum Verbande gehörigen Grundſtücke nach Maaß. 
abe der Flächengröße, ſowie 57 verſchiedenen Höhenlage und Bonität der 
Grundſtücke aufgeſtell Daſſelbe wird den einzelnen Gemeindevorſtänden, 59 4 
en 


en 


den Beſitzern der Güter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extrakt⸗ 
weiſe mitgetheilt und im Kreisblatte zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

18 Ueber vermeintliche Irrthümer oder Unrichtigkeiten des Kataſters ſteht den 
Igntereſſenten binnen vier Wochen nach erfolgter Publikation im Kreisblatte die 
Beſchwerde an die Regierung in Königsberg offen, bei deren Entſcheidung es 
bewendet. 
3 Die Beſchwerden werden von dem Kommiſſarius der Regierung unter 
Zuziehung der Beſchwerdeführer, des Verbandsvorſtehers und der erforderlichen 
Sachverſtändigen unterfucht. 1 
Zu letzteren find hinſichtlich der Grenzen des Inundationsgebietes und der 
ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer, reſp. Vermeſſungsreviſor, hin⸗ 
ſichtlich der Bonität zwei ökonomiſche Sachverſtändige zu beſtellen, denen bei 
Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhältniſſe ein Waſſerbauverſtändiger 
beigeordnet werden kann. Die Regierung ernennt die Sachverſtändigen. Wird 
die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdeführer. 
Bis zur erfolgten definitiven Feſtſtellung des Kataſters wird, auf Grund der 
bisherigen Ermittelungen, einſtweilen ein ſummariſches Kataſter vom Vorſtande 
aufgeſtellt, nach welchem die Beträge, vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung, aus⸗ 
geſchrieben und eingezogen werden, wobei die Subrepartition in den einzelnen Ort⸗ 
ſchaften von den Ortsvorſtehern zu bewirken und in ſtrittigen Fällen von der 
Regierung feſtzuſetzen iſt. 


$. 5. 


Auf Grund des Kataſters fest der Kreislandrath die Hebeliften auf den An⸗ 
trag des Verbandsvorſtehers feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch 
Adminiſtrativ⸗Exekution einziehen. 
| Die Exekution findet auch ftatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere 
le der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die Ver⸗ 
pllichteten. 
. Die Arbeiten zur Unterhaltung der gemeinſamen Anlagen werden in der 
Regel im Tagelohn unter Aufficht eines Bevollmächtigten des Verbandes aus⸗ 
geführt. Wo es indeſſen zweckmäßig iſt, ſollen dieſelben nach Beſtimmung des 
Vosrſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 
1 Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand — vorbehaltlich ſpäterer Ausgleichung der 
hieraus entſtehenden Koſten — auch die Anlagen durch Naturalleiſtungen der Eigen- 
thümer ausführen laſſen. In ſolchen Fällen iſt der Vorſteher befugt, die nicht 
llechtzeitig, oder die nicht ehe ausgeführten Arbeiten nach einmaliger vergeblicher 
= e ee auf Koſten der Säumigen machen und die Koſten von denſelben 
diurch Exekution beitreiben zu laſſen. 
5 Eben dazu iſt der Vorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen 
HGenoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und im Intereſſe der Anlage nicht unter- 
bleiben dürfen. 

$. 6. 
Die Anlegung der für die ſtatutmäßigen Zwecke des Verbandes nöthigen 
Werke, Dämme, Schleuſen, Gräben u. ſ. w. muß jedes Verbandsmitglied sum 
(Nr. 7079.) = ei⸗ 
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Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden inſoweit ohne 
Entſchädigung hergeben, als ihm der Werth durch das an den Dammböfchungen 
und Uferrändern wachſende Gras oder andere zufällige Vortheile der Anlagen 
nicht erſetzt werden ſollte. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des 
Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden (cont. $. II.). 9 


H. 7. f 

Die Angelegenheiten des Verbandes werden von einem Vorſteher und ſechs 9 
Beiſitzern geleitet, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 9 
Der Vorſteher und die Beiſitzer bekleiden ein Ehrenamt, es werden ihnen 

jedoch baare Auslagen erſetzt. 


5. 8. 


Die ſieben Mitglieder des Vorſtandes werden von den Genoſſen auf 
drei Jahre gewählt und wählen unter ſich durch Stimmenmehrheit einen Vor⸗ 
ſteher, welcher den Vorſitz in ihren Verſammlungen führt. Der Vorſteher ernennt 
in Behinderungsfällen ſeinen Stellvertreter aus der Zahl der Beiſitzer. Der A 
Kreislandrath beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz in derſelben. 

Zur Theilnahme und aktiven Wahlfähigkeit berechtigt der Grundbeſitz von 
Einem Morgen Preußiſch. = 

Der Beſitzer von fünf bis zehn Morgen hat zwei Stimmen, der von 
zehn bis zwanzig Morgen drei Stimmen, von zwanzig bis dreißig Morgen vier 
Stimmen u. ſ. w. 8 

Der Landrath verpflichtet die Gewählten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjährige und moraliſche Perſonen können durch ihre geſetzlichen Ver⸗ 
treter, Ehefrauen durch ihre Ehemänner mitſtimmen. Wählbar iſt derjenige, 
welcher mindeſtens zehn Morgen beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Ehren. 
rechte nicht durch rechtskräftiges Erkenntniß verloren hat. Zur Legitimation des 
Vorſtandes dient das von dem Landrathe beſcheinigte Wahlprotokoll. ER 


ER 
Der Vorſteher iſt die ausführende Verwaltungsbehörde des Vorſtandes 
und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behörden gegenüber. Er hat ind 
beſondere: i 
a) die ung der gemeinfchaftlihen Anlagen nach Maaßgabe dieſes 5 
Statuts und der von der Genoſſenſchaft gefaßten Beſchlüſſe zu veran⸗ 
laſſen und dieſelben zu beauflichtigen; 2 
p) die Beiträge auszufchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren, 4 


e) die Voranſchläge und Jahresrechnungen den Beſitzern zur Feſtſtellung 
und Abnahme vorzulegen 


d) den Wieſenwärter und die Unterhaltung der Anlagen mu beasffig 
8 un 


und die halbjährige Grabenſchau im April und Oktober mit den Bei⸗ 
ſitzern abzuhalten R 

e) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden des⸗ 
ſelben zu unterzeichnen; zu Schuldurkunden und Verträgen iſt ein Be⸗ 
ſchluß des Vorſtandes nöthig / 


f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und reſp. des nach $. 12. zu erlaſſenden 9 eglements bis 
zur Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Verbandskaſſe ein⸗ 
zuziehen. 

$. 10. 


Mit Führung der Kaſſenverwaltung betraut der Vorſtand einen Rendanten 
und ſichert demſelben eine angemeſſene Entſchädigung hiefür zu. Desgleichen 
ftellt derſelbe gegen angemeſſene Entſchädigungen zur Beaufſichtigung und zum 
Betriebe des zu den gemeinſamen Anlagen des Verbandes gehörigen Waſſer⸗ 
hebewerks die erforderlichen Techniker und Arbeiter, desgleichen zur Beaufſichtigung 
der Gräben, Deiche und der übrigen gemeinſamen Anlagen einen Wieſenwärter auf 
Kündigung an. 
Der Wieſenwärter unterliegt der Beſtätigung des Landrathes und wird 
als Feldhüter vereidigt; er muß den Anweiſungen des Vorſtehers pünktlich Folge 
leiſten und kann von demſelben mit Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler 
beſtraft werden. 


F. 11. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über 
das Eigenthum von Grundſtücken, über den Umfang oder die Zuſtändigkeit von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und über beſondere , auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Ver indlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
= Dagegen wird über alle anderen, die gemeinſame Angelegenheit des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Anſprüche und Beſchwerden von dem Vorſtande nach vorgängiger 
AUnterſuchung entſchieden. 
5 Gegen dieſe Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht zu, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Ein 
weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt, - 
Der unterliegende Theil trägt die Koften. | 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Landrathe des Kreiſes Braunsberg 
und zwei Beiſitzern, von denen feiner Mitglied des Verbandes ſein darf. | 
f Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter für jeden werden gleich den Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern von der Generalverſammlung der Genoſſen auf drei Jahre 


gewählt. 
§. 12. 


Wegen der vorzunehmenden Entwäſſerungen und Grabenräumungen und 
Gr. 7079.) f we⸗ 


> ne 


N Der Verband ift der Oberaufſicht des Staates unterworfen. Das Auf: 
ſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Königsberg als 
Landespolizeibehörde und von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten ee nach Maaßgabe dieſes Statuts, übrigens in dem Umfange 
und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 


N 


Die Regierung hat darauf zu halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
überall beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich unterhalten, die 
Grundſtücke des Verbandes ſorgfältig genutzt und die Schulden regelmäßig 
verzinſt und getilgt werden. 5 


5 Dieſes Statut kann nur unter landesherrlicher Genehmigung abgeändert 
werden. 8 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. = 


Gegeben Berlin, den 11. April 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Selchow. Leonhardt. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin; gedruckt in der Königligen Geheimen Ober- Hofbuchdrutkr 
855 Ss R. v. Decker). Sofbuchbruder 


